
4243 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 
des Bundesrates 

B e r ich t 
des Ausschusses für Familie und Umwelt 

über den Beschluß des Nationalrates vom 2. April 1992 betreffend ein 
Bundesgesetz über Maßnahmen zur Abwehr der Ozonbelastung und die Informa­
tion der Bevölkerung über hohe Ozonbelastungen, mit dem das 
Smogalarmgesetz, BGB1.Nr. 38/1989, geändert wird (Ozongesetz) 

Während des Sommerhalbjahres treten in ganz Österreich in Abhängig­
keit vom Wettergeschehen immer wi eder so hohe Ozonkonzentrati onen auf, 
daß mit Umwelt- und Gesundheitsgefährdungen zu rechnen ist. Ziel des 
Gesetzesbeschlusses ist die möglichst weitgehende Verringerung der ange­
sprochenen Gefährdungen. Dies soll durch die Sicherstellung einer umfas­
senden, bundesei nheitl i chen Überwachung der Ozonbel astung in Österrei ch 
sowie durch die Schaffung rechtlicher, organisatorischer und fachlicher 
Grundlagen für die Information der Bevölkerung über Ozon-Grenzwert­
überschreitungen sowie über sachgerechte passive Schutzmaßnahmen erreicht 
werden. 

Der Ausschuß für Familie und Umwelt hat die gegenständliche Vorlage 
in seiner Sitzung vom 7. April 1992 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu erhe­
ben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß für Familie und Um­
welt somit den Antrag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Besch 1 uß des Nat i ona 1 rates vom 2. April 1992 betreffend 
ein Bundesgesetz über Maßnahmen zur Abwehr der Ozonbelastung und die In­
formation der Bevölkerung über hohe Ozonbelastungen, mit dem das 
Smogalarmgesetz, BGB1.Nr. 38/1989, geändert wird (Ozongesetz), wird kein 
Einspruch erhoben. 

Christine Sotona 
Berichterstatterin 

23020/0020/1/92 

Wien, 1992 04 07 

Dr. Irmtraut Karlsson 
Vorsitzende 
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